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Qualitätssicherung 

G-BA beschließt Erstfassung der Richtlinie 
zur Personalausstattung in Psychiatrie und 
Psychosomatik  
Berlin, 19. September 2019 – Fristgerecht hat der Gemeinsame Bun-
desausschuss (G-BA) am Donnerstag in Berlin die Erstfassung einer 
Richtlinie zur Personalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik be-
schlossen. Demnach gelten künftig für die psychiatrische, kinder- und ju-
gendpsychiatrische und psychosomatische Versorgung verbindliche per-
sonelle Mindestvorgaben. Den Besonderheiten psychosomatischer Be-
handlungen wird dabei stärker Rechnung getragen als bisher. Außer-
dem wird die Bedeutung von Genesungsbegleitern für eine leitlinienge-
rechte Patientenversorgung hervorgehoben. Die psychiatrischen und 
psychosomatischen Einrichtungen haben einen Nachweis über die Ein-
haltung der Mindestvorgaben zu führen und können beispielsweise bei 
ungewöhnlich hohen Patientenzahlen oder Personalausfällen von ihnen 
abweichen. Übergangsregelungen sehen vor, dass die Nichteinhaltung 
der Vorgaben für die Krankenhäuser im ersten Jahr sanktionslos bleibt 
und anschließend Vergütungsausschlüsse nach sich ziehen kann.  

„Mit dieser Richtlinie erreichen wir Verbesserungen in der psychiatri-
schen und psychosomatischen Versorgung von erkrankten Kindern und 
Jugendlichen, bei der pflegerischen Betreuung in der Intensivbehand-
lung psychisch erkrankter Erwachsener und bei der psychologischen 
Behandlung der betroffenen Patientinnen und Patienten, weil hier die Mi-
nutenwerte deutlich erhöht wurden. Der heutige Beschluss ist zudem 
eine qualifizierte Basis für die Weiterentwicklung der Richtlinie. Sobald 
die Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit vorliegt, wer-
den wir auf der Grundlage der aus dem Nachweisverfahren gewonne-
nen Daten weiterberaten und die Richtlinie fortschreiben“, sagte der un-
parteiische Vorsitzende des G-BA, Prof. Josef Hecken, am Donnerstag 
in Berlin.  

Als Grundlage der Beratungen wurden die Ergebnisse von zahlreichen 
Expertenworkshops zu ausgewählten psychischen Erkrankungen auf 
Basis von S3-Leitlinien herangezogen und zudem die Erkenntnisse aus 
umfassenden Evidenzrecherchen zu Mindestanforderungen an die Per-
sonalausstattung in der Psychiatrie und Psychosomatik berücksichtigt. 
Diese beinhalten sowohl die Ergebnisse systematischer Recherchen der 
verfügbaren Literatur als auch der nationalen und internationalen Stan-
dards in der Personalausstattung. Weiterhin sind die aus dem gesetzlich 
vorgesehenen Stellungnahmeverfahren gewonnenen Erkenntnisse zent-
rale Bausteine der neuen Richtlinie. Einbezogen waren betroffene medi-
zinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaften und weitere Institutionen, 
unter anderem auch die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di. 

http://www.g-ba.de/
http://www.g-ba.de/presse-rss


 

Seite 2 von 2 

 Pressemitteilung Nr. 28 / 2019 
vom 19. September 2019 

  

Die nach einer europaweiten Ausschreibung bei einer Gruppe von Wis-
senschaftlern der GWT-TUD GmbH beauftragte Studie zur Personalaus-
stattung in Psychiatrie und Psychosomatik wurde wegen offener fachli-
cher und rechtlicher Fragen bisher nicht vom G-BA abgenommen. Für 
die Beratungen in den Gremien des G-BA zur Entwicklung der neuen 
Richtlinie wurde die Studie daher auch nicht berücksichtigt. 

Der Beschluss tritt nach Nichtbeanstandung durch das Bundesministe-
rium für Gesundheit und nach Veröffentlichung im Bundesanzeiger zum 
1. Januar 2020 in Kraft. 

Hintergrund 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergü-
tung für psychiatrische und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) 
erhielt der G-BA den Auftrag, verbindliche Mindestvorgaben für die Aus-
stattung mit dem für die Behandlung erforderlichen therapeutischen Per-
sonal festzulegen. Zudem soll er Indikatoren für die einrichtungs- und 
sektorenübergreifende Qualitätssicherung in der Psychiatrie und Psy-
chosomatik benennen sowie Ausnahmetatbestände und Übergangsre-
gelungen formulieren. 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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